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Unterstützung der sozialistischen Friedensstrategie

Seit Gründung der VdJ gehört der aktive Einsatz für einen 
dauerhaften und sicheren Frieden und für friedliche Zusam­
menarbeit der Staaten unterschiedlicher Gesellschaftsord­
nungen auf der Grundlage des Völkerrechts zu den wichtigsten 
Aufgaben der VdJ. Er ist untrennbar mit dem Wirken zur 
Stärkung des Sozialismus in unserem Land verbunden. Der 
Bericht an die Delegiertenkonferenz verwies deshalb auf das 
notwendige hohe Maß an internationaler Aktivität unserer 
Vereinigung, um den spezifischen Beitrag zu leisten bei der 
Verwirklichung des vom X. Parteitag der SED geforderten 
offensiven Friedenskurses.

Auch in der internationalen Arbeit ist die Bilanz positiv. 
So nahmen z. B. seit 1980 Vertreter der VdJ an IVDJ-Kon- 
gressen, internationalen Konferenzen und Kolloquien in 
12 Ländern teil, völkerrechtliche Studien und Dokumenta­
tionen wurden vor gelegt, an Veröffentlichungen der IVDJ 
mitgewirkt und in vielseitigen Formen antiimperialistische 
Solidarität geübt.

Seit 1980 fanden in der DDR 110 Begegnungen mit Juristen 
aus 46 Ländern statt. Sie standen im Zeichen gemeinsamen 
Eintretens für die Interessen des Friedens in den verschie­
denen Regionen, vor allem gegen die imperialistische Kon- 
frontations- und Hochrüstungspolitik.

Im Bericht des Zentralvorstandes wurde hervorgehoben, 
daß sich die aggressive Doktrin der USA-Administration und 
der NATO auch gegen die Grundlagen der internationalen 
Rechtsordnung richtet, die von der Anti-Hitler-Koalition und 
im Entspannungsprozeß der 70er Jahre geschaffen wurde. Das 
überragende Prinzip dieser Rechtsordnung bestehe darin, die 
friedliche Koexistenz und Zusammenarbeit zur einzigen 
Lebensform der Beziehungen zwischen den Staaten zu machen 
und Krieg für immer auszuschließen. Klar und deutlich war 
das Bekenntnis der Konferenz, die den Interessen der 
Menschheit gerecht werdenden, weitreichenden Friedensvor­
schläge der Sowjetunion zu unterstützen. In der Diskussion 
wurde dieser Aspekt unterstrichen und dargelegt, wie die 
Juristen am weltweiten Friedenskampf wirksam teilnehmen.

Unmißverständlich sprach sich die Konferenz auch dafür 
aus, dem Revanchismus in der BRD wie bisher konsequent 
entgegenzutreten. So werden die in rechtliche Formen geklei­
deten revanchistischen Thesen vom Fortbestehen des Deut­
schen Reiches in den Grenzen von 1937 und alle interventio­
nistischen Eingriffe der BRD in Souveränitätsrechte der DDR, 
besonders die Mißachtung der Staatsbürgerschaft der DDR, 
zurückgewiesen. Die politisch-territorialen Realitäten, beson­
ders die bestehenden Staatsgrenzen und die Existenz zweier 
souveräner deutscher Staaten, wird die VdJ als unumkehr­
bare Elemente der europäischen Friedensordnung auf der 
Grundlage der völkerrechtlichen Verträge und der Schluß­
akte von Helsinki mit juristischen Argumenten erläutern, 
bekräftigen und verteidigen.

In der Entschließung der Delegiertenkonferenz widerspie­
geln sich diese Aufgaben, wobei an erster Stelle die Festigung 
der brüderlichen Zusammenarbeit mit den Juristenorganisa­
tionen der Sowjetunion und der anderen Länder der sozia­
listischen Gemeinschaft steht. Hierin liegt das Unterpfand für 
eine abgestimmte, wirksame Arbeit im Dienste der Friedens­
sicherung.

Die Zentrale Delegiertenkonferenz bekundete ihre solida­
rische Unterstützung den Juristen der Befreiungsbewegungen 
und der Völker, die für nationale Unabhängigkeit, gegen 
Neokolonialismus, Rassismus und Apartheid sowie gegen 
imperialistische Willkür kämpfen.

Umsetzung der Annaberger Erfahrungen und 
Unterstützung der ökonomischen Strategie

In den der Delegiertenkonferenz unterbreiteten Materialien 
und in der Diskussion widerspiegelte sich der gesamte Inhalt 
der VdJ-Arbeit, die rechtspropagandistische, bildungspoli­
tische wie die geistig-kulturelle Tätigkeit und die Organisa­
tionsarbeit. Hier sollen zwei Aspekte genannt werden, weil 
sie die aktuelle Aufgabenstellung besonders verdeutlichen.

Das ist zum einen die klare Position, daß für die weitere 
Tätigkeit der VdJ die Orientierungen im Beschluß des Sekre­
tariats des Zentralkomitees der SED vom 24. Oktober 1984 
zum Bericht der Kreisleitung Annaberg von besonderer 
Bedeutung sind. Mit diesem Beschluß wurden Maßstäbe ge­
setzt, die auf ein höheres Niveau der gesamten Arbeit zur 
allseitigen Stärkung der Staatsmacht, der sozialistischen 
Gesetzlichkeit, von Ordnung, Disziplin und Sicherheit ab­
zielen. Die Vervollkommnung der Aktivitäten der VdJ muß
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gerade in der Richtung wirken, mit noch größerer Konsequenz 
und in gesellschaftlich wirksamen Formen für die Stärkung 
der sozialistischen Staatsmacht einzutreten, das Vertrauens­
verhältnis der Bürger zum Staat zu festigen, das Recht noch 
wirksamer für den volkswirtschaftlichen Leistungsanstieg 
sowie für die Herausbildung sozialistischer Lebensformen zu 
nutzen. Die Diskussion auf der Konferenz zeigte, welche guten 
Möglichkeiten und Reserven für jede VdJ-Gruppe bestehen, 
ihre Aktivitäten in diesem Sinne zu erhöhen und so einen 
spürbaren Beitrag zur weiteren Festigung der Rechtssicher­
heit zu leisten.

Zum anderen muß die Unterstützung der neuen Etappe der 
ökonomischen Strategie zu einer erstrangigen Angelegenheit 
für jede VdJ-Gruppe werden. Die Entschließung der Konfe­
renz orientiert darauf, die umfassende Intensivierung der 
Volkswirtschaft mit den Mitteln des Rechts wirksam und 
dauerhaft zu fördern, den Reproduktionsprozeß zu stimu­
lieren, volkswirtschaftlichen Schäden vorzubeugen und die 
Plan- und Vertragsdisziplin zu erhöhen. Im Rechenschafts­
bericht und in der Diskussion wurde anschaulich bewiesen, 
daß mit dem Beschluß des Sekretariats des Zentralvorstandes 
vom 18. Januar 1984 zur weiteren Unterstützung der ökono­
mischen Strategie jeder VdJ-Gruppe Ansatzpunkte und Hin­
weise gegeben wurden, wie die Förderung der Rechtsarbeit 
als Teil der Leitung volkswirtschaftlicher Prozesse zielstrebig 
realisiert werden kann. Daraus ergeben sich anspruchsvolle 
Aufgaben, denen sich besonders die Sektionen und Fach­
gruppen mit immer besserem Erfolg stellen, Die Delegierten­
konferenz hat auf der Grundlage der Rede Erich Honeckers 
auf der 10. Tagung des Zentralkomitees der SED dazu beige­
tragen, das Verständnis für diese langfristige Aufgabenstel­
lung zu vertiefen, es mit Beispielen aus der VdJ-Arbeit zu 
konkretisieren. Sie hat jedoch auch aufgezeigt, daß die Wei­
terentwicklung geeigneter Tätigkeitsformen der VdJ uner­
läßlich und die aktive Mitwirkung der Wirtschaftsjuristen wie 
aller juristischen Bereiche notwendig ist.

Förderung wissenschaftlicher Arbeit

Unmittelbar vor der Zentralen Delegiertenkonferenz fand die 
staats- und rechtswissenschaftliche Konferenz der DDR statt. 
In der Entschließung wird deshalb die Aufgabe gestellt, diese 
Konferenz, insbesondere das Referat des Mitglieds des Polit­
büros und Sekretärs des Zentralkomitees der SED Egon 
Krenz für die VdJ-Arbeit auszuwerten. Es besteht in der 
Tat ein dringendes Bedürfnis, den wissenschaftlichen Mei­
nungsstreit im Rahmen der VdJ zu fördern und die Juristen 
mit Ergebnissen der staats- und rechtswissenschaftlichen
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